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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (Debeka-AHB 2015) - privat  

- Stand: 1. Juli 2023 - 

Umfang des Versicherungsschutzes

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen
3 Versichertes Risiko
4 Vorsorgeversicherung
5 Leistungen der Versicherung
6 Begrenzung der Leistungen
7 Ausschlüsse
 
Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung

8 Beginn des Versicherungsschutzes
9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger 

Beitrag
10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
13 Beitragsregulierung
14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
15 Beitragsanpassung
 
Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

16 Dauer und Ende des Vertrags

17 Wegfall des versicherten Risikos
18 Kündigung nach Beitragsanpassung
19 Kündigung nach Versicherungsfall
20 entfällt
21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlas­

ses von Rechtsvorschriften
22 Mehrfachversicherung
 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls
26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
 
Weitere Bestimmungen

27 Mitversicherte Personen
28 Abtretungsverbot
29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
30 Gesetzliche Verjährung
31 Zuständiges Gericht
32 Anzuwendendes Recht
33 Sanktionsklausel

Unser Ziel ist es, in unseren Texten alle Menschen anzusprechen – ganz unabhängig von deren Geschlecht. Nur der besseren Lesbarkeit we­
gen verzichten wir darauf, alle Geschlechter einzeln zu nennen.

Umfang des Versicherungsschutzes

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risi­
kos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha­
densereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, 
Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur 
Folge hatte, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri­
vatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in 
Anspruch genommen wird.

Schadensereignis ist das Ereignis, das unmittelbar zu einer 
wahrnehmbaren Schädigung des Dritten geführt hat. Auf den 
Zeitpunkt der Schadensverursachung, die zum Schadensereig­
nis geführt hat, kommt es nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn 
es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor­
nahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt 
der Leistung;

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfül­
lung durchführen zu können;

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen­
stands oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertrags­
leistung geschuldeten Erfolgs; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 
der Leistung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Er­
satzleistungen.

2 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen

Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erwei­
tert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 
Versicherungsnehmers wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3 Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers;
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(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche­
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risi­
ken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Ge­
brauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Ver­
sicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Ab­
schluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversi­
cherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind.

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Er­
lass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Ver­
trag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.

4 Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrags sofort 
versichert.

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde­
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungs­
nehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versiche­
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. 

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an­
gezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu bewei­
sen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versi­
cherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu 
dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini­
gung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von 
einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, 
entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rück­
wirkend ab dessen Entstehung.

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entste­
hung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag 
von 15 Mio. Euro pauschal für Personen- und Sachschäden 
und 1 Mio. Euro für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht 
im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen fest­
gesetzt sind.

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeu­
ge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungs­
pflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bah­
nen;

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un­
terliegen;

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu ver­
sichern sind.

5 Leistungen der Versicherung

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfra­
ge, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten 
Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Ur­
teils, Anerkenntnisses oder Vergleichs zur Entschädigung ver­
pflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner­
kenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer oh­

ne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen 
worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh­
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wo­
chen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweck­
mäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versiche­
rungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsneh­
mer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er 
führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers 
auf seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignis­
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft­
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Ver­
teidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer ge­
wünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gesetzli­
chen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten 
des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Ren­
te zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses 
Rechts bevollmächtigt.

6 Begrenzung der Leistungen

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Ver­
sicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen be­
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 
auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschä­
digungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das Doppelte der vereinbarten 
Versicherungssummen bzw. Höchstersatzleistungen begrenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintreten­
de Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese 

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem - insbesondere sachli­
chem und zeitlichem - Zusammenhang oder

- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh­
mer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungs­
schein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung 
(Selbstbeteiligung). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wur­
de, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr unbe­
rechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht 
auf die Versicherungssummen angerechnet.

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versiche­
rer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme 
zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten­
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente 
die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonsti­
ger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden 
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende 
Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
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Restbetrags zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstat­
tet. 

Für die Berechnung des Rentenwerts gilt die entsprechende 
Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen 
Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls.

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versiche­
rungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, 
wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder 
die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversi­
cherungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen 
mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abge­
setzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft­
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Ver­
gleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat 
der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden 
Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten 
nicht aufzukommen.

7 Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück­
lich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausge­
schlossen:

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor­
sätzlich herbeigeführt haben.

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden da­
durch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Man­
gelhaftigkeit oder Schädlichkeit

- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusa­
gen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche­
rungsnehmers hinausgehen.

7.4 Haftpflichtansprüche

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 be­
nannten Personen gegen die Mitversicherten,

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrags,

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche­
rungsvertrags.

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer

(1) aus Schadensfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versi­
cherungsvertrag mitversicherten Personen gehören.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sin­
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichba­
rer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, El­
tern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegerel­
tern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und 
Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Perso­
nen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis, wie Eltern und Kinder, miteinander 
verbunden sind);

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn 
der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, be­
schränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche­
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder öf­
fentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell­
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesell­
schaft bürgerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer ei­
ne eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal­
tern.
 

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich 
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten 
Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der 
Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepach­
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrags sind, un­
abhängig davon, wer den Schaden verursacht hat.

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätig­
keit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bear­
beitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) ent­
standen sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus­
schluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ih­
nen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versiche­
rungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner ge­
werblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, 
Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei 
unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur inso­
weit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar 
von der Benutzung betroffen waren;

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätig­
keit des Versicherungsnehmers entstanden sind und sich 
diese Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche Sa­
chen handelt - deren Teile im unmittelbaren Einwirkungs­
bereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass 
er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getrof­
fen hatte. 

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in 
der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtig­
ten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so ent­
fällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Ver­
sicherungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag et­
wa mitversicherten Personen.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungs­
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung 
oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergeben­
den Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Scha­
densursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder 
in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung 
oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte 
im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die 
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen übernommen haben.

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadens­
ereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind je­
doch mitversichert. 

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer 
auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden 
nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. 
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem 
Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat­
rechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschä­
den entstandenen Kosten in Anspruch genommen wird. 
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Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche er­
halten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes 
oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze be­
reits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrecht­
lichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend ge­
macht werden könnten.

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung priva­
ter Haftpflichtrisiken.

(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwir­
kung.

Dieser Ausschluss gilt nicht

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken

oder

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer herge­
stellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch 
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der 
Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen 
(Produkthaftpflicht).

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch 
Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Liefe­
rung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 

- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu be­
fördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen),

- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsge­
setz (UmweltHG-Anlagen),

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestim­
mungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter­
liegen,

- Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen be­
stimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest­
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen io­
nisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen 
oder Röntgenstrahlen).

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind 
auf

(1) gentechnische Arbeiten,

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

(3) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten,

- aus oder mithilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt,

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewäs­
ser.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, so­
weit es sich handelt um Schäden aus

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten,

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus­
tausch,

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder 
Namensrechtsverletzungen.

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schika­
ne, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskrimi­
nierungen.

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resul­
tieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit 
der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehalte­
nen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden Fällen 
besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehan­
delt hat.

7.19 Bei Vermögensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 Haftpflichtansprü­
che aus 

(1) Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in 
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) her­
gestellte oder gelieferte Sachen oder geleistete Arbeiten 
entstehen;

(2) Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, 
Gerüche, Erschütterungen);

(3) planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü­
fender oder gutachterlicher Tätigkeit;

(4) Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, Versi­
cherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirt­
schaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller 
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unter­
schlagung;

(5) der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urhe­
berrechten;

(6) Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Kostenanschlägen 
und sonstigen Kalkulationen;

(7) Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt­
schaftlich verbundene Unternehmen;

(8) Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Ra­
tionalisierung und Automatisierung, Auskunftserteilung, 
Übersetzung, Reisevermittlung und Reiseveranstaltung;

(9) vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behördli­
chen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflicht­
verletzung;

(10) Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah­
lung

8 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an­
gegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten 
oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von 
Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche­
rungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma­
liger Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Zu­
gang des Versicherungsscheins fällig, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als 
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.
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9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei­
trag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, be­
ginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, 
die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer 
nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche­
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf die­
se Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge­
macht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei­
trag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück­
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer 
kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nach­
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit­
punkt fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versiche­
rungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeit­
punkt erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi­
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass 
er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver­
zug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi­
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text­
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wo­
chen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt 
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zah­
lungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen 
wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Ver­
trag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versi­
cherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 
Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsneh­
mer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, 
besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen 
dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung des Beitrags von einer Bankverbindung vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag 
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berech­
tigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsneh­
mers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche­
rungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat 
der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass 
der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berech­
tigt, künftig Zahlung außerhalb des SEPA-Lastschriftverfahrens zu ver­
langen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags 
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefor­
dert worden ist.

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit 
der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für 
die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

13 Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegen­
über den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforde­
rung kann auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung 
erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zu­
gang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versi­
cherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil 
des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine 
Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsun­
terschieds verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs­
nehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben 
kein Verschulden trifft.

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeit­
punkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim 
Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des 
Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich ver­
einbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten wer­
den. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach dem Versicherungsab­
schluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Min­
destbeitrags werden berücksichtigt.

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, 
kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu 
machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit­
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Wer­
den die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsre­
gulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlter 
Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb 
von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten 
Beitrags erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit 
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den 
Teil des Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs­
schutz bestanden hat.

15 Beitragsanpassung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanpassung. 
Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme be­
rechnet werden, findet keine Beitragsanpassung statt. Mindest­
beiträge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsbe­
rechnung der Beitragsanpassung.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für 
die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz 
sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Scha­
denszahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflicht­
versicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorver­
gangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Pro­
zentsatz rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare 
ganze Zahl ab. Als Schadenszahlungen gelten dabei auch die 
speziell durch den einzelnen Schadensfall veranlassten Ausga­
ben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungs­
leistungen.

Durchschnitt der Schadenszahlungen eines Kalenderjahres ist 
die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenszahlungen 
geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemel­
deten Schadensfälle.
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15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um 
den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern 
(Beitragsanpassung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird 
dem Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung 
bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenszahlungen des Versi­
cherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen gerin­
geren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder 
jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der 
Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz er­
höhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenszahlun­
gen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Ka­
lenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht über­
schreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben 
würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Pro­
zent, entfällt eine Beitragsanpassung. Diese Veränderung ist je­
doch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

16 Dauer und Ende des Vertrags 

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags­
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres eine Kündigung in Textform zugegangen 
ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehe­
nen Zeitpunkt.

17 Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so er­
lischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer 
steht abweichend von Ziff. 14 der Beitrag zu, den er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeit­
punkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis er­
langt.

18 Kündigung nach Beitragsanpassung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanpassung gemäß Ziff. 
15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, 
kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit soforti­
ger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem 
die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche­
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungs­
recht.

19 Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 

- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 
wurde oder

- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätes­
tens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der 
Zustellung der Klage zugegangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche­
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der lau­
fenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20 entfällt

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlasses von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehen­
der oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berech­
tigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von ei­
nem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in wel­
chem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

22 Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre­
ren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne 
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhe­
bung des später geschlossenen Vertrags verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsneh­
mer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem 
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Auf­
hebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, 
mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh­
mers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer­
hebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä­
rung dem Versicherer alle ihm bekannten gefahrerheblichen Umstän­
de in Textform anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. Der Versi­
cherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach 
seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer 
in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

23.2 Rücktritt

 
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerhebli­

chen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche­
rungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Um­
stand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, weil sich der Versi­
cherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit arglistig entzogen 
hat.

 
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche­

rungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvoll­
ständigen Angaben nicht vorsätzlich gemacht hat.
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(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zu­
rück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig 
oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Ver­
tragszeit entspricht.

 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Ver­
letzung einer Anzeigepflicht nicht auf Vorsatz beruhte, kann der Versi­
cherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in 
Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs­
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kennt­
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin­
gungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin­
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestand­
teil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre­
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche­
rungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi­
cherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach den Ziff. 23.2 und 23.3 zustehen­
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der An­
zeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Er­
klärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung 
seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstri­
chen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3 nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 genann­
ten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten gefahrerheb­
lichen Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu­
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksam­
werden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent­
spricht.

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer 
auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu be­
seitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem 
Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzu­
zeigen, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erho­
ben wurden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab­
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen 
des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Ver­
sicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer aus­
führliche und wahrheitsgemäße Schadensberichte zu erstatten 
und ihn bei der Schadensermittlung und -regulierung zu unter­
stützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für 
die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt 
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder ge­
richtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen 
oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls 
unverzüglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal­
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungs­
nehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen 
Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers be­
darf es nicht. 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens 
dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der 
Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht so­
wie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten 
Unterlagen zur Verfügung stellen.

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die­
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfül­
len hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Mo­
nats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündi­
gen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versi­
cherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung 
nicht auf Vorsatz beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 

Der Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung ei­
ner nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Aus­
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass 
der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi­
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen­
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche­
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver­
letzt hat.

Weitere Bestimmungen

27 Mitversicherte Person 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, 
sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicher­
ten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung (Ziff. 4) gelten nicht, wenn das neue Risi­
ko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den 
Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwort­
lich.
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28 Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung oh­
ne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet 
werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä­
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, 
die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Ta­
ge nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt 
entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versiche­
rungsnehmers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Ge­
werbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge­
werblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 29.2 ent­
sprechende Anwendung.

30 Gesetzliche Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit er­
langen müsste.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi­
cherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmel­
dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung 
des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 

31 Zuständiges Gericht

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche­
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zu­
ständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine na­
türliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in des­
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe­
bung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei­
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Ge­
richt erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Erman­
gelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Per­
son, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Glei­
che gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handels­
gesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

31.3 Wurden der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt außer­
halb Deutschlands verlegt oder sind sie im Zeitpunkt der Klage­
erhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zustän­
digkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder sei­
ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

32 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

33 Sanktionsklausel

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versi­
cherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertrags­
parteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank­
tionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesre­
publik Deutschland entgegenstehen.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Privathaftpflichtversicherung 

- Stand 1. Juli 2023 -

I Gemeinsame Bestimmungen zum Deckungsumfang Com­
fort und Comfort Plus

1 Versichertes Risiko

1.1 Versichert ist im Rahmen der AHB die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers als Privatperson aus den Gefahren 
des täglichen Lebens, mit denen üblicherweise gerechnet wer­
den muss. Keine Gefahr des täglichen Lebens in diesem Sinne 
ist z. B. die Beteiligung an einer vorsätzlichen Straftat.

1.2 Nicht versichert sind die Gefahren

1.2.1 eines Betriebes oder Gewerbes, eines Berufes, Dienstes, Am­
tes oder öffentlichen Ehrenamtes (zu Ehrenamt siehe Ziff. 
11);

1.2.2 einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art;

1.2.3 aus Ausübung der Jagd.

1.3 Bei Vereinbarung einer Selbstbeteiligung (siehe Versicherungs­
schein) hat der Versicherungsnehmer diese bei jedem Scha­
densereignis selbst zu tragen. Schäden unterhalb der Selbstbe­
teiligung sind nicht versichert.

2 Mitversicherte Personen

2.1 Mitversichert ist im Familientarif die gleichartige gesetzliche 
Haftpflicht

2.1.1 des Ehepartners oder eingetragenen Lebenspartners des Ver­
sicherungsnehmers
 
oder (anstelle dessen)
 
des mit dem Versicherungsnehmer in eheähnlicher Gemein­
schaft lebenden Lebenspartners, sofern dieser keine eigene 
Privathaftpflichtversicherung besitzt und zum Schadenszeit­
punkt beim Versicherungsnehmer behördlich gemeldet ist;

2.1.2 ihrer unverheirateten und nicht selbst in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- 
und Pflegekinder), sofern sie

a) minderjährig sind oder

b) sich noch in einer ununterbrochenen Schul- oder sich hie­
ran anschließenden beruflichen Erstausbildung befinden 
(Lehre oder Studium, auch unmittelbar an Bachelor- an­
schließender Masterstudiengang) oder

c) im Anschluss an die Schulausbildung für die Dauer von 
bis zu zwei Jahren auf einen Ausbildungs- oder Studien­
platz warten und nicht oder nur geringfügig erwerbstätig 
sind oder

d) vor, während oder unmittelbar nach der beruflichen Erst­
ausbildung, Grundwehr- oder Zivildienst (auch freiwilliger 
Wehrdienst), Bundesfreiwilligendienst oder ein freiwilliges 
soziales oder ökologisches Jahr leisten oder

e) nach Abschluss der beruflichen Erstausbildung bis zu ein 
Jahr arbeitslos sind oder

f) sich in einer zweiten Berufsausbildung (Lehre oder Studi­
um) befinden, wenn sie diese spätestens ein Jahr nach 
Abschluss der Erstausbildung angetreten haben und in 
der Zwischenzeit nicht oder nur geringfügig erwerbstätig 
waren oder

g) geistig oder körperlich behindert oder pflegebedürftig sind 
(auch wenn sie in einer Behinderten- oder Pflegeeinrich­
tung leben).

Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung der Kin­
der (z. B. wegen Heirat oder Abschluss der Ausbildung), so 
besteht Nachversicherungsschutz bis zur nächsten Hauptfäl­
ligkeit, mindestens aber für sechs Monate. Kommt bis dahin 
keine neue Privathaftpflichtversicherung bei der Debeka zu­
stande, so entfällt die Nachversicherung rückwirkend;

2.1.3 ihrer Enkelkinder oder minderjährigen Geschwister, sofern sie 
dauerhaft mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben und 
nicht anderweitig versichert sind. Die Voraussetzungen nach 
Ziff. 2.1.2 gelten entsprechend;

2.1.4 der im Haushalt des Versicherungsnehmers lebenden und 
dort amtlich gemeldeten Eltern und/oder Großeltern des Versi­
cherungsnehmers oder des Ehe-/Lebenspartners. Der Versi­
cherungsschutz bleibt bestehen, wenn die häusliche Gemein­
schaft aufgegeben und der Wohnsitz in eine Alten- oder Pfle­
geeinrichtung verlegt wird;

2.1.5 sonstiger pflegebedürftiger Personen, die im gemeinsamen 
Haushalt mit dem Versicherungsnehmer leben und der ständi­
gen Betreuung bedürfen;

2.1.6 der Personen, die vorübergehend in den Familienverbund 
des Versicherungsnehmers eingegliedert sind (z. B. Aus­
tauschschüler, Au Pair, Geflüchtete);

2.1.7 der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäftigten 
Personen gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Das Glei­
che gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag mit dem Versiche­
rungsnehmer oder gefälligkeitshalber Wohnung, Haus und 
Garten betreuen oder den Streu- und Reinigungsdienst verse­
hen. Für den Versicherungsnehmer gilt als Dienstherr dieser 
Personen abweichend von Ziff. 7.17 AHB auch die gesetzli­
che Haftpflicht aufgrund von Verstößen gegen das Allgemei­
ne Gleichbehandlungsgesetz (AGG) versichert;

2.1.8 der Personen, die in Notfallsituationen einer über den Vertrag 
versicherten Person freiwillig Hilfe leisten, soweit sich hieraus 
Schadensersatzansprüche Dritter ergeben und kein Versiche­
rungsschutz über einen anderen Vertrag besteht.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten 
auch für die mitversicherten Personen. 

Gegenseitige Ansprüche der versicherten Personen untereinander 
sind entsprechend Ziff. 7.4 und 7.5 AHB ausgeschlossen; dies gilt 
auch für den mitversicherten nicht eingetragenen Lebenspartner. Mit­
versichert sind jedoch gesetzliche Regressansprüche von Trägern 
der Sozialversicherung und Sozialhilfe, privaten Krankenversicherern, 
privaten und öffentlichen Arbeitgebern/Dienstherren wegen Personen­
schäden.
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2.2 Bei Vereinbarung des Singletarifs entfällt die Mitversicherung 
der in Ziff. 2.1.1 bis 2.1.6. aufgeführten Personen.

2.2.1 Heiratet der Versicherungsnehmer oder begründet er eine ein­
getragene Lebenspartnerschaft, erweitert sich der Versiche­
rungsschutz auf die in Ziff. 2.1 genannten Personen, wenn 
die Heirat oder die Begründung der eingetragenen Lebens­
partnerschaft innerhalb eines Monats dem Versicherer ange­
zeigt wird. Entsprechendes gilt für den nichtehelichen Lebens­
partner, sobald er laut Melderegister mit dem Versicherungs­
nehmer in häuslicher Gemeinschaft lebt. Erfolgt die Anzeige 
später als einen Monat nach der Heirat oder der Begründung 
der eingetragenen Lebenspartnerschaft bzw. Beginn der häus­
lichen Gemeinschaft laut Melderegister, beginnt der Versiche­
rungsschutz für die mitversicherten Personen mit Zugang der 
Anzeige beim Versicherer.

2.2.2 Ab Versicherungsbeginn für die mitversicherten Personen ist 
der im Tarif hierfür vorgesehene Beitrag zu zahlen.

3 Wohnungen, Immobilien, Räume, Bauherr

3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber (z. B. Eigen­
tümer oder Mieter) folgender Immobilien, sofern diese im Inland 
gelegen sind und vom Versicherungsnehmer oder mitversicher­
ten Personen selbst genutzt werden:

3.1.1 eine oder mehrere Wohnungen oder sonstige privat genutzte 
Räume (auch zur Ferien- und Wochenendnutzung), bei Woh­
nungseigentum als Sondereigentümer;

3.1.2 ein Ein- oder Zweifamilienhaus einschließlich zugehöriger Ne­
bengebäude (z. B. Seitengebäude, Rückgebäude, Garten- 
oder Gerätehäuser);

3.1.3 ein Wochenend- oder Ferienhaus, oder ein auf Dauer fest ab­
gestellter Wohnwagen;

3.1.4 ein Schrebergarten;

3.1.5 Garagen, Kfz-Stellplätze (einschl. zugehöriger Wallboxen), 
Gärten, Teiche und Gewässer, sofern sie zu den vorgenann­
ten Objekten gehören;

3.1.6 ein unbebautes Grundstück bis 2.000 qm.

3.2 Versichert ist hinsichtlich der in Ziff. 3.1 genannten Objekte die 
gesetzliche Haftpflicht

3.2.1 aus der Verletzung von Pflichten, die hierzu obliegen (z. B. 
bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen 
und Schneeräumen auf Gehwegen), auch wenn diese Pflich­
ten durch Mietvertrag übernommen wurden;

3.2.2 aus der Vermietung

- einer (Einlieger-)Wohnung im selbst bewohnten Ein- oder 
Zweifamilienhaus,

- von Betten/Schlafstellen für regulär maximal acht Perso­
nen oder vier Zimmern an Feriengäste,

- einer Ferienunterkunft nach Ziff. 3.1.1 und/oder 3.1.3

sowie zugehöriger Garagen;

3.2.3 als Bauherr sowie aus der Ausführung von Baueigenleistun­
gen, nicht jedoch bei Neubauten. Mitversichert ist die persönli­
che gesetzliche Haftpflicht der von dem Bauherren (Versiche­
rungsnehmer) im Zusammenhang mit Bauarbeiten an dem an­
gegebenen Bauvorhaben eingesetzten Personen für Schä­
den, die sie in Ausführung dieser Verrichtungen Dritten gegen­
über verursachen;

3.2.4 wegen Ansprüchen der Gemeinschaft der Wohnungseigentü­
mer aus Beschädigung des Gemeinschaftseigentums; die 
Leistungspflicht erstreckt sich nicht auf den Miteigentumsan­
teil von Versicherten am gemeinschaftlichen Eigentum;

3.2.5 als Mitinhaber von Gemeinschaftsanlagen, wie z. B. Spielplät­
ze, gemeinschaftliche Zugänge zur öffentlichen Straße, Privat­
straßen, Garagenhöfe, Abstellplätze für Abfallbehälter, Wä­
schetrockenplätze und dergleichen. Nicht versichert ist die 
Haftpflicht der übrigen Mitinhaber;

3.2.6 wegen Sachschäden, die durch häusliche Abwässer (auch 
aus dem Rückstau des Straßenkanals) entstehen;

3.2.7 als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge­
setzbuches (BGB), wenn die Versicherung bis zum Besitz­
wechsel bestand;

3.2.8 der Zwangs- oder Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft;

3.2.9 aus privatem Eigentum und Besitz von Flüssiggastanks (nicht 
Heizölbehältern), Erdwärmeanlagen, Solaranlagen, Balkon­
kraftwerken, Abwassergruben und Kleinkläranlagen.

3.3 Für den Besitz - z. B. Eigentum (auch Miteigentum), Miete, 
Pacht, Nießbrauch -, das Vermieten, Überlassen, Bebauen 
o. Ä. von sonstigen Immobilien, wie Räumen, Wohnungen, Ge­
bäuden, Grundstücken, besteht Versicherungsschutz nur nach 
ausdrücklicher Vereinbarung.

4 Gemietete oder geliehene Sachen

4.1 Schäden an Immobilien und Einrichtungsgegenständen

Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung von Grundstücken, Wohnge­
bäuden, Wohnungen und sonstigen zu privaten Zwecken ge­
mieteten Räumen in Gebäuden einschließlich zugehöriger Ein- 
oder Anbauküchen, Balkone, Terrassen, Loggien, Grundstücks­
bestandteilen und Einfriedungen sowie aus allen sich daraus er­
gebenden Vermögensschäden. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden an vorü­
bergehend (auch kostenfrei) genutzten oder gemieteten im welt­
weiten Ausland gelegenen Zimmern (auch Schiffskabinen), 
Wohnungen, Häusern und ähnlichen Unterkünften sowie deren 
Einrichtung.

Bei möbliert gemieteten Wohneinheiten (z. B. Studentenwoh­
nungen, Ferienwohnungen und -häusern, Hotelzimmern und 
Schiffskabinen) ist die Beschädigung von beweglichen Einrich­
tungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Gardinen, Geschirr) mitver­
sichert.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden

- durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige Beanspru­
chung,

- an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe­
reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,

- an Glas (auch Plexi- oder Kunststoffglas), soweit sich der 
Versicherungsnehmer hiergegen besonders versichern 
kann.

4.2 Beschädigung, Vernichtung, Abhandenkommen von sonsti­
gen geliehenen und gemieteten beweglichen Sachen

Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung, der Vernichtung und dem Ab­
handenkommen von fremden beweglichen Sachen, die zu pri­
vaten Zwecken gemietet, geleast, gepachtet, geliehen wurden 
oder die Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrags 
waren. Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
50.000 Euro.

Ausgenommen hiervon sind 

- Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige 
Beanspruchung,

- Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge (auch selbst fahrende 
Arbeitsmaschinen) und Kfz-Anhänger,

- Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der versicherten 
Person dienen,



B
 A

H
 4

 (0
1.

07
.2

02
3)

 3
00

2A
V

A
10

6 
D

S
ei

te
 1

1 
vo

n 
30

 

- Schmuck und Wertsachen, auch Geld,

sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

5 Schadensereignisse im Ausland

5.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen im Ausland ein­
tretender Versicherungsfälle, wenn diese 

5.1.1 auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf ein im In­
land bestehendes versichertes Risiko zurückzuführen sind 
oder

5.1.2 bei einem Auslandsaufenthalt in den EU-Staaten sowie der 
Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein eingetreten 
sind oder

5.1.3 außerhalb der in Ziff. 5.1.2 genannten Staaten während der 
ersten fünf Jahre des Aufenthalts eingetreten sind. Die Höchs­
tersatzleistung ist auf 15 Mio. Euro je Schadensereignis be­
grenzt. Die gleiche Begrenzung gilt für Schadensersatzansprü­
che, die vor ausländischen Gerichten außerhalb der in Ziff. 
5.1.2 genannten Staaten erhoben werden.

5.2 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Benut­
zung oder Anmietung von im Ausland gelegenen Wohnungen 
und Häusern sowie aus dem Eigentum und der Vermietung ei­
ner Wohneinheit (Ferienwohnung oder Ferienhaus).

5.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflich­
tung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Eurobetrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen 
ist.

5.4 Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall 
durch behördliche Anordnung eine Kaution zur Sicherstellung 
von Leistungen aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hin­
terlegen, stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den 
erforderlichen Betrag bis zur Höhe von 250.000 Euro zur Verfü­
gung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende 
Schadensersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution höher als 
der zu leistende Schadensersatz, ist der Versicherungsnehmer 
verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das Gleiche 
gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durch­
setzung nicht versicherter Schadensersatzforderungen einbe­
halten wird oder die Kaution verfallen ist.

6 Kraft-, Luft-, Wasser- und Landfahrzeuge

6.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, 
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeuganhängers wegen Schäden, die durch den 
Gebrauch des Fahrzeugs (auch an dem Fahrzeug selbst) verur­
sacht werden.

6.2 Versichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä­
den, die verursacht werden durch den Gebrauch von

6.2.1  

- nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden 
Kfz und Anhängern ohne Rücksicht auf eine Höchstge­
schwindigkeit,

- Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwin­
digkeit (z. B. Krankenfahrstühle),

- selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit,

- nicht versicherungspflichtigen Anhängern.

Hierfür gilt:

Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse nach Ziff. 3.1 (2) 
und 4.3 (1) AHB. Das Fahrzeug darf nur von einem berechtig­
ten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das 
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten 

gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe­
rechtigten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat;

6.2.2 Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterliegen 
sowie Flugmodellen bis 250 Gramm Abfluggewicht (sog. Spiel­
zeug-Drohnen);

6.2.3 Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote 
(auch Wind- und Kitesurfbretter) und eigene oder fremde Was­
serfahrzeuge mit Motor (auch Hilfs- oder Außenbordmotor) 
oder Treibsätzen.
 
Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von frem­
den Wasserfahrzeugen mit Motoren bis 15 kW. Darüber hi­
naus besteht Versicherungsschutz ohne Begrenzung der Mo­
torstärke, soweit für das Führen keine behördliche Erlaubnis 
erforderlich ist;

6.2.4 ferngelenkten Land- und Wasser-Modellfahrzeugen;

6.2.5 nicht selbst fahrenden nicht versicherungspflichtigen Landfahr­
zeugen, z. B. Dreiräder, Tretroller, Skate-, Kick- und Stick­
boards;

6.2.6 Fahrrädern (auch bei der Teilnahme an Radrennen, z. B. Stra­
ßenrundfahrten, Triathlon, Mountainbiking sowie dem Trai­
ning hierzu) sowie Pedelecs (Fahrrädern mit elektrischer Tret- 
bzw. Anfahrhilfe), wenn die bauartbedingte Höchstgeschwin­
digkeit durch die Motorunterstützung maximal 25 km/h beträgt 
und hierfür keine Versicherungspflicht besteht.

7 Halten, Hüten von Tieren, Reiten fremder Pferde

7.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter 

- von zahmen Haustieren, gezähmten (auch exotischen) 
Kleintieren und Bienen, 

- von wilden Tieren (z. B. Schlangen, Spinnen, Skorpione), 
soweit diese frei käuflich sind und ohne behördliche Ge­
nehmigung im Privathaushalt gehalten werden dürfen,

- von Assistenzhunden (z. B. Blindenführhunde, Behinder­
tenbegleithunde, Signalhunde oder Diabetikerwarnhun­
de),

nicht jedoch von sonstigen Hunden, Rindern, Pferden, sonsti­
gen Reit- und Zugtieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen 
oder landwirtschaftlichen Zwecken gehalten werden.

7.2 Mitversichert ist ferner die gesetzliche Haftpflicht

7.2.1 als Reiter bei Benutzung fremder Pferde oder Fahrer bei der 
Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken;

7.2.2 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde oder Pferde.

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn das betreffende Tier 
vom Versicherungsnehmer oder einer nach Ziff. 2.1 mitversi­
cherten Person gehalten wird oder in deren Eigentum (auch 
Miteigentum) steht.

8 Waffen, Munition, Geschosse, Feuerwerk

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem erlaubten privaten 
Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß-, Signal- und Schuss­
waffen sowie Munition und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwe­
cken oder zu strafbaren Handlungen. 

Mitversichert ist auch das erlaubte Abbrennen von privaten Kleinst- 
und Kleinfeuerwerken.
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9 Gewässerschäden und Umweltschäden

9.1 Gewässerschäden

9.1.1 Versichert ist im Umfang des Vertrags, wobei Vermögens­
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder 
mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, che­
mischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers 
einschließlich des Grundwassers (Gewässerschaden) mit Aus­
nahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung 
von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung 
dieser gelagerten Stoffe (siehe aber Ziff. 9.1.3).

9.1.2 Die Höchstersatzleistung beträgt 15 Mio. Euro je Schadenser­
eignis.

9.1.3 Abweichend von Ziff. 9.1.1 erstreckt sich der Versicherungs­
schutz auch auf die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von An­
lagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Be­
hältnissen bis zu 100 Liter/Kilogramm Fassungsvermögen 
(Kleingebinde), sofern das Gesamtfassungsvermögen der vor­
handenen Kleingebinde 1.000 Liter/Kilogramm nicht über­
steigt, und aus der Verwendung dieser Stoffe. Werden diese 
Mengen überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Ziff. 3.1 
(2) AHB (Erhöhung und Erweiterung des versicherten Risi­
kos) und Ziff. 4 AHB (Vorsorgeversicherung) finden keine An­
wendung.

9.1.4 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsneh­
mer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie 
außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer in­
soweit übernommen, als sie zusammen mit der Entschädi­
gungsleistung die Versicherungssumme nach Ziff. 9.1.2 nicht 
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei 
der Regelung der AHB. Auf Weisung des Versicherers aufge­
wendete Rettungs- und außergerichtliche Gutachterkosten 
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der Ent­
schädigung die Versicherungssumme nach Ziff. 9.1.2 überstei­
gen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des 
Versicherungsnehmers oder Dritten zur Abwendung oder Min­
derung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

9.1.5 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Perso­
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewäs­
serschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi­
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen herbeigeführt haben.

9.1.6 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General­
streik (in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bun­
desland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen 
hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch hö­
here Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt 
haben.

9.2 Umweltschäden (öffentlich-rechtliche Inanspruchnahme)

9.2.1 Mitversichert sind - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - öffentlich-
rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Um­
weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG), so­
weit während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrags die 
schadensverursachenden Emissionen plötzlich, unfallartig 
und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder die 
sonstige Schadensverursachung plötzlich, unfallartig und be­
stimmungswidrig erfolgt ist.

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadensverursachung 
besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lage­
rung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Er­
zeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn der Umwelt­
schaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instrukti­
onsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch be­
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von 

Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden können 
(Entwicklungsrisiko).

Umweltschaden ist eine

- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Le­
bensräumen;

- Schädigung der Gewässer einschließlich des Grundwas­
sers;

- Schädigung des Bodens.

Mitversichert sind - teilweise abweichend von Ziff. 7.6 AHB - 
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden an eigenen, 
gemieteten, geleasten, gepachteten oder geliehenen Grund­
stücken, soweit diese Grundstücke vom Versicherungsschutz 
dieses Vertrags erfasst sind.

9.2.2 Nicht versichert sind

a) Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversicher­
ter) richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen An­
ordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz die­
nen, abweichen.

b) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden

- die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf ge­
nommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen;

- für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschadenhaft­
pflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder hät­
te erlangen können.

9.2.3 - entfällt -

9.2.4 Ausland

Versichert sind - abweichend von den Ziff. 5.1 und 7.9 AHB - 
im Umfang dieses Versicherungsvertrags im Geltungsbereich 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende 
Versicherungsfälle. Versicherungsschutz besteht insoweit - 
abweichend von Ziff. 7.9 AHB - auch für Pflichten oder An­
sprüche gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-
Mitgliedsstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den 
Umfang der oben genannten EU-Richtlinie nicht überschrei­
ten.

10 Allmählichkeitsschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die durch 
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuch­
tigkeit oder Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dergleichen) ent­
stehen.

11 Ehrenamtliche Tätigkeit/Freiwilligenarbeit

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheitlichen 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligenarbeit auf­
grund eines sozialen Engagements.

Hierunter fällt z. B. die Mitarbeit

- in der Kranken- und Altenpflege, der Behinderten-, Kirchen- 
und Jugendarbeit;

- in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessenverbän­
den;

- bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musikgrup­
pen, bei Pfadfindern oder gleichartig organisierten Gruppen;

- bei der Flüchtlingshilfe;

- im Katastrophenschutz.

Versichert ist ferner die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als 
Betreuer oder Vormund, auch wenn hierfür eine Aufwandsentschädi­
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gung von bis zu 15.000 Euro jährlich gezahlt wird. Ausgeschlossen 
sind Vermögensschäden im Rahmen dieser Tätigkeit.
 
Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, also nur soweit, als ander­
weitig zugunsten des Versicherten kein oder nicht ausreichend Versi­
cherungsschutz (z. B. über eine Vereins- oder Betriebshaftpflichtversi­
cherung) besteht.

12 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung

12.1 Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von Ziff. 7.15 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereit­
stellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder 
mittels Datenträger, soweit es sich handelt um 
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 

Veränderung von Daten (Datenverarbeitung) bei Dritten 
durch Computer-Viren und/oder andere Schadprogram­
me;

(2) Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten 
bei Dritten und zwar wegen

- sich daraus ergebenden Personen- und Sachschä­
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen sowie

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Da­
ten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder 
fehlerhaft erfasster Daten; 

(3) Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten­
austausch.

12.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutau­
schenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Si­
cherungsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. Virenscanner, 
Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die 
dem Stand der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen kön­
nen durch Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt 
Ziff. 26 AHB.

12.3 Es gelten die vertraglich vereinbarten Deckungssummen. 

12.4 Abweichend von Ziff. 6.3 AHB gelten mehrere während der 
Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 
als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachli­
chem und zeitlichem Zusammenhang oder

- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 
elektronischer Daten mit gleichen Mängeln

beruhen.

12.5 Versicherungsschutz besteht - insoweit abweichend von Ziff. 
7.9 AHB - für Versicherungsfälle im Ausland. 

12.6 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tä­
tigkeiten und Leistungen:

- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;

- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schu­
lung;

- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -war­
tung, -pflege;

- Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing;

- Betrieb von Datenbanken. 

12.7 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche

(1) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der Versi­
cherungsnehmer bewusst

- unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Da­
tennetze eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of 
Service Attacks);

- Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung 
zu zerstören oder zu verändern (z. B. Software-Viren, 
Trojanische Pferde); 

(2) die in engem Zusammenhang stehen mit

- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten 
elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spam­
ming);

- Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich be­
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesam­
melt werden sollen; 

(3) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher­
ten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abwei­
chen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
(z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbörsen) 
oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbei­
geführt haben.

13  Praktika und fachpraktischer Unterricht

13.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme

13.1.1 am fachpraktischen Unterricht von Schulen, Fachhochschulen 
und Universitäten (z. B. Laborarbeiten),

13.1.2 an Praktika, die der Berufsfindung dienen (z. B. Schnupper- 
oder Schulpraktikum) sowie an studienbegleitenden Pflicht­
praktika, nicht jedoch an berufsbegleitenden Maßnahmen 
oder an Praktika, die im Rahmen einer sozialversicherungs­
pflichtigen Beschäftigung durchgeführt werden.

13.2 Mitversichert ist hierbei die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä­
den an Lehr- und Ausbildungsgeräten der Schule, Fachhoch­
schule, Universität oder des Betriebs bis zu 50.000 Euro je 
Schadensereignis.

Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, also nur soweit, als ander­
weitig zugunsten des Versicherten kein oder nicht ausreichend Versi­
cherungsschutz besteht.

14 Allgemeine Leistungserweiterungen/Klarstellungen

14.1 Deliktsunfähigkeit

Der Versicherer leistet auf Wunsch des Versicherungsnehmers 
auch dann Schadensersatz bis zur Höhe von 50.000 Euro je 
Schadensereignis, wenn der Anspruch des Geschädigten recht­
lich unbegründet ist, weil die versicherte Person nach den Be­
stimmungen des BGB nicht verantwortlich gemacht werden 
kann (z. B. Kinder unter 7 Jahren) und die Aufsichtspflicht nicht 
verletzt wurde; dies gilt jedoch nicht, sofern der Geschädigte 
selbst aufsichtspflichtig war oder die Aufsichtspflicht an einen 
Dritten übertragen wurde.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung, soweit ein anderer 
Versicherer (z. B. Sozialversicherungsträger, Kfz-Vollkasko-Ver­
sicherer) leistungspflichtig ist.

14.2 Gefälligkeit

Für Schäden, die bei einer Gefälligkeitshandlung (z. B. Umzugs­
hilfe) eingetreten sind, wird der Versicherer gegenüber dem Ge­
schädigten keinen Haftungsverzicht für einfache Fahrlässigkeit 
einwenden.

14.3 Babysitten

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der nicht ge­
werbsmäßigen Tätigkeit als Babysitter, insbesondere der sich 
daraus ergebenden Aufsichtspflicht für fremde Kinder.
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14.4 Haftpflichtansprüche von Arbeitgebern, Dienstherrn oder 
Arbeitskollegen

Mitversichert ist – abweichend von Ziff. 1.2.1 – die gesetzliche 
Haftpflicht für Schäden aus betrieblich und arbeitsvertraglich 
veranlassten Tätigkeiten für unmittelbar dem Arbeitgeber/Diens­
therrn oder den Arbeitskollegen zugefügten Sachschäden. Die 
Höchstersatzleistung des Versicherers ist auf 10.000 Euro je 
Schadensereignis begrenzt. 

Ausgeschlossen sind Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahr­
zeugen.

14.5 Förderung der Nachhaltigkeit

Bei Sachschäden leistet der Versicherer auf Wunsch des Versi­
cherungsnehmers Schadensersatz in Höhe der nachgewiese­
nen Reparaturkosten, auch wenn diese den Zeitwert der be­
schädigten Sache um bis zu 30 Prozent, nicht jedoch den Neu­
wert, übersteigen. Diese Mehrleistung ist auf 2.500 Euro je 
Schadensereignis begrenzt. 

15 Innovationsklausel

Werden die dieser Privathaftpflichtversicherung zugrunde liegenden 
Bedingungen ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsnehmers 
und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen Bedingungen 
mit sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.

16 Vertragsfortsetzung bei Tod des Versicherungsnehmers

Für die nach Ziff. 2.1 mitversicherten Ehe- bzw. Lebenspartner und/o­
der Kinder besteht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im 
Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zum nächsten Bei­
tragsfälligkeitstermin. Wird die nächste Beitragsrechnung durch den 
überlebenden Ehe-/Lebenspartner bezahlt, so wird dieser Versiche­
rungsnehmer.

 

II Zusätzliche Bestimmungen beim Deckungsumfang Com­
fort Plus

Bei Vereinbarung des Deckungsumfangs „Comfort Plus“ (siehe Versi­
cherungsschein) gilt zusätzlich zu Abschnitt I folgende Erweiterung:

1 Schlüsselverlust

1.1 Mitversichert ist - in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und abwei­
chend von Ziff. 7.6 AHB und Abschnitt I Ziff. 1.2.1 dieser BBR - 
die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von zu 
privaten, beruflichen oder ehrenamtlichen Zwecken überlasse­
nen Schlüsseln und Schlüsselcodekarten, die sich rechtmäßig 
im Gewahrsam des Versicherungsnehmers befunden haben. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzlichen 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Aus­
wechslung von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorü­
bergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und - falls er­
forderlich - einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab 
dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festge­
stellt wurde.
 
Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprüche 
der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Die Leistungs­
pflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil an 
dem gemeinschaftlichen Eigentum.

1.2 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschä­
den eines Schlüssel-/Codekartenverlusts (z. B. Einbruch).

2 Nutzung von Kraftfahrzeugen

2.1 Kfz-Be- und Entladeschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs­
nehmers als Halter oder Fahrer eines PKW wegen Schäden, 
die beim Be- oder Entladen eines PKW verursacht wurden. 
Schäden am eigenen Fahrzeug bleiben vom Versicherungs­

schutz ausgeschlossen. Die Höchstersatzleistung ist auf 
10.000 Euro je Schadensereignis begrenzt.

2.2 Rabattrückstufung bei geliehenen Kraftfahrzeugen

2.2.1 Verursacht der Versicherungsnehmer beim erlaubten Ge­
brauch eines Personenkraftwagens, Kraftrads oder Wohnmo­
bils bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht, das ihm von einem 
Dritten unentgeltlich und gefälligkeitshalber überlassen wur­
de, einen Kfz-Haftpflicht- und/oder Vollkaskoschaden, besteht 
- abweichend von Abschnitt I Ziff. 6.1 - Versicherungsschutz 
gemäß den nachfolgenden Bestimmungen.

2.2.2 Erstattet wird der durch die Rückstufung des Schadensfrei­
heitsrabatts in der Kfz-Haftpflicht- und -Vollkaskoversicherung 
entstehende Vermögensschaden. Die Entschädigung ist auf 
den Mehrbeitrag der ersten drei auf den Schadensfall folgen­
den Jahre begrenzt, wie sie sich aus den für die betreffende 
Kfz-Haftpflicht- und -Vollkaskoversicherung gültigen Tarifbe­
stimmungen ergibt. Der Nachweis über den Mehrbeitrag ob­
liegt dem Versicherungsnehmer. Mehr als die vom Kfz-Haft­
pflicht- und Fahrzeugversicherer erbrachte Entschädigungs­
leistung wird jedoch nicht ersetzt.

2.2.3 Voraussetzung für die Entschädigung ist ein Regulierungs­
nachweis des Kfz-Versicherers, welchem die Rückstufung 
des Schadensfreiheitsrabatts in der Kfz-Versicherung entnom­
men werden kann.

2.2.4 Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden mit Fahrzeu­
gen, die dem Versicherten zum regelmäßigen oder dauerhaf­
ten Gebrauch überlassen wurden oder die vom Versicherten 
zu gewerblichen Zwecken genutzt werden.

3 Führen fremder versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge im 
Ausland (Mallorca-Deckung)

3.1 Mitversichert ist - abweichend von Abschnitt I Ziff. 6.1 - die ge­
setzliche Haftpflicht als Führer eines fremden versicherungs­
pflichtigen Kraftfahrzeugs wegen Schäden, die auf einer Reise 
innerhalb der geographischen Grenzen Europas sowie den au­
ßereuropäischen Gebieten, die zur Europäischen Union gehö­
ren, eintreten, soweit nicht oder nicht ausreichend aus einer für 
das Fahrzeug abgeschlossenen Haftpflichtversicherung De­
ckung besteht.

3.2 Als Kraftfahrzeuge gelten

- Personenkraftwagen,

- Krafträder, Quads, Trikes, Klein- und Leichtkrafträder,

- Wohnmobile bis 4 t zulässigem Gesamtgewicht,

soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung 
von nicht mehr als 9 Personen (einschließlich Fahrer) bestimmt 
sind. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die ge­
setzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, Ge­
päck- oder Bootsanhängern.

3.3 Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse nach Ziff. 3.1 (2) 
und 4.3 (1) AHB.

3.4 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge­
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer ge­
braucht wird.

3.5 Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. Das Fahr­
zeug darf nicht gefahren werden, wenn der Fahrer durch alko­
holische Getränke oder andere berauschende Mittel nicht in 
der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen. Der Versicherungs­
nehmer ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass das Fahr­
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zeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der durch alkoholi­
sche Getränke oder andere berauschende Mittel nicht in der La­
ge ist, das Fahrzeug sicher zu führen.

3.6 Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem beste­
henden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt der Versi­
cherungsschutz dieser Privathaftpflichtversicherung im An­
schluss an die bestehende Kfz-Haftpflichtversicherung.

4 Wassersport

Mitversichert ist - abweichend von Abschnitt I Ziff. 6.1 und 6.2.3 - die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht werden durch 
den erlaubten Gebrauch von 

- eigenen Windsurfbrettern bzw. der eigenen Wind- und Kitesurf-
Ausrüstung,

- eigenen Segelbooten bis 30 qm Segelfläche sowie 

- eigenen Motorbooten bis 18 kW/25 PS.

Schäden an den Fahrzeugen selbst bleiben vom Versicherungs­
schutz ausgeschlossen.

Mitversichert ist jedoch – abweichend von Abschnitt I, Ziff. 4.2 - die ge­
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von geliehenen oder ge­
mieteten Bootsanhängern (Trailer, Slipwagen), soweit der Schaden 
nicht beim Fahrbetrieb eingetreten ist.

5 Schadensersatz-Ausfalldeckung

5.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versiche­
rungsnehmer während der Vertragslaufzeit durch einen Dritten 
geschädigt wird und die daraus resultierenden berechtigten zi­
vilrechtlichen Schadensersatzansprüche nicht realisiert werden 
können. 

Mit der Ausfalldeckung wird der Versicherungsnehmer so ge­
stellt, als ob für den Schädiger ein Privathaftpflichtversiche­
rungsschutz bestehen würde, dessen Versicherungsumfang 
der bestehenden Privathaftpflichtversicherung des Versiche­
rungsnehmers entspricht. Der Versicherungsschutz für den 
Schädiger geht dabei nicht über den Deckungsumfang für den 
Versicherungsnehmer hinaus. Alle vertraglich für den Versiche­
rungsnehmer geltenden Ausschlüsse finden für den Schädiger 
daher sinngemäß Anwendung.

Versichert sind jedoch Schadensersatzansprüche gegenüber 
Haltern und Hütern von Tieren. 

Versichert sind weiterhin Schadensersatzansprüche wegen Per­
sonenschäden, die der Dritte vorsätzlich herbeigeführt hat. 

Die Höchstersatzleistung beträgt 15 Mio. Euro je Schadenser­
eignis.

Ein Schadensereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, 
Sach- oder Vermögensschaden zur Folge hatte und für deren 
Folgen der Dritte aufgrund gesetzlicher Bestimmungen privat­
rechtlichen Inhalts zum Schadensersatz verpflichtet ist. Die 
nach Abschnitt I Ziff. 2.1 dieser BBR mitversicherten Personen 
sind dem Versicherungsnehmer gleichgestellt.

5.2 Kein Versicherungsschutz besteht

5.2.1 für Schadensersatzansprüche unter 1.500 Euro oder

5.2.2 wenn der Dritte zum Zeitpunkt des Eintritts des Schadenser­
eignisses seinen festen Wohnsitz nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland hat oder

5.2.3 wenn und soweit ein anderer Versicherer leistungspflichtig ist, 
z. B. der Privathaftpflicht-Versicherer des Dritten oder Scha­
densversicherer des Versicherungsnehmers oder 

5.2.4 wenn und soweit ein Sozialversicherungs-, Sozialhilfe- oder 
Versorgungsträger leistungspflichtig ist.

5.3 Voraussetzungen für den Versicherungsschutz:

5.3.1 Der Versicherungsnehmer muss gegen den Dritten einen 
rechtskräftigen und vollstreckbaren Titel (Urteil, Vollstre­
ckungsbescheid, gerichtlicher Vergleich) über mindestens 
1.500 Euro erwirkt haben. Gleichgestellt ist ein notarielles 
Schuldanerkenntnis mit Unterwerfungsklausel, aus der hervor­
geht, dass sich der Dritte persönlich der sofortigen Zwangs­
vollstreckung in sein gesamtes Vermögen unterwirft.

Übernommen werden auch die gesetzlichen Gebühren eines 
für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts und die 
sonstigen erforderlichen Kosten einer Rechtsverfolgung. 
Voraussetzung ist, dass kein Versicherungsschutz aus einem 
anderen Versicherungsvertrag (z. B. Rechtsschutzversiche­
rung) besteht. Ist der Schadensersatzanspruch nur teilweise 
berechtigt, werden auch die Rechtsverfolgungskosten nur an­
teilig übernommen.

5.3.2 Der Versicherungsnehmer hat nachzuweisen, dass eine 
Zwangsvollstreckung fehlgeschlagen ist bzw. aussichtslos er­
scheint. Eine Zwangsvollstreckung ist fehlgeschlagen, wenn 
sie nicht zu einer vollständigen Befriedigung des Versiche­
rungsnehmers geführt hat. Sie erscheint als aussichtslos, 
wenn der Dritte z. B. innerhalb der letzten 3 Jahre die eides­
stattliche Versicherung abgegeben hat bzw. in dem beim Voll­
streckungsgericht geführten Schuldnerverzeichnis eingetra­
gen ist.

5.3.3 Der Versicherungsnehmer hat den Schaden dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen, sobald erkennbar ist, dass der 
Schädiger seiner Schadensersatzverpflichtung nicht nachkom­
men wird, spätestens zum Zeitpunkt der gerichtlichen Geltend­
machung. Er ist verpflichtet, wahrheitsgemäße und ausführli­
che Auskünfte zu dem Haftpflichtschaden zu erteilen und den 
Versicherer über den gesamten Schriftwechsel zu informieren 
sowie diesen auf Verlangen zu übergeben. Bei der Verlet­
zung dieser Verpflichtung gilt Ziff. 26 AHB entsprechend.

5.3.4 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, seine Ansprüche ge­
gen den Dritten in Höhe der von dem Versicherer erbrachten 
Entschädigungsleistung an diesen in notarieller Form abzutre­
ten und den Titel bzw. das notarielle Schuldanerkenntnis he­
rauszugeben.

5.4 Der Dritte kann aus diesem Vertrag keine Rechte herleiten.

6 Tageseltern/Nebentätigkeit

6.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als Ta­
gesmutter/Tagesvater, insbesondere der sich daraus ergeben­
den Aufsichtspflicht für bis zu 6 Kinder. Der Versicherungs­
schutz umfasst auch Schäden, die die zu betreuenden Kinder 
verursachen oder erleiden.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn es sich bei die­
ser Tätigkeit um eine Berufsausübung handelt. Nicht versichert 
ist jedoch die Ausübung dieser Tätigkeit in Betrieben und Insti­
tutionen, z. B. Kindergärten, Kinderhorten oder Kindertagesstät­
ten oder wenn Mitarbeiter beschäftigt werden.

6.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus folgenden nebenbe­
ruflichen selbstständigen Tätigkeiten:

- Aushilfslehrer,

- Nachhilfelehrer,

- Musiklehrer,

- Fitnesstrainer,

- Verkäufer auf Flohmärkten, Wohltätigkeitsveranstaltun­
gen und Basaren,

- Stadt- und Fremdenführer.

Voraussetzung ist, dass keine Mitarbeiter beschäftigt werden 
und der hieraus insgesamt erzielte Jahresumsatz höchstens 
22.000 Euro beträgt.
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7 Photovoltaikanlagen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Besitz und dem 
Betrieb von Photovoltaikanlagen, sofern sich diese auf den nach Ab­
schnitt I Ziff. 3.1.2 mitversicherten Immobilien befinden. Die Höchster­
satzleistung beträgt 15 Mio. Euro je Schadensereignis.

8 Heizöltank

Mitversichert ist - in Ergänzung von Abschnitt I Ziff. 9 - die gesetzliche 
Haftpflicht als Inhaber von Tankanlagen mit einem Gesamtfassungs­
vermögen von bis zu 10.000 Liter zur Versorgung der nach Abschnitt 
I Ziff. 3.1.2 mitversicherten Immobilien. Die Höchstersatzleistung be­
trägt 15 Mio. Euro je Schadensereignis.

Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1 AHB - auch ohne dass 
ein Gewässerschaden droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen 
Sachen des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, 
dass die gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der An­
lage ausgetreten sind. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur 
Wiederherstellung des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens be­
stand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. Ausge­
schlossen bleiben Schäden an der Anlage selbst.

 

III Versicherungspflichtige Risiken

Die Vorschriften zur Pflichtversicherung wirken sich nur auf die nach­
folgende Bestimmung, nicht jedoch auf die übrigen Vertragsinhalte 
aus.

Flugmodelle (z. B. Drohnen/Multicopter)

Mitversichert ist bei Vereinbarung des Deckungsumfangs „Comfort 
Plus“ - in Ergänzung zu Abschnitt I Ziff. 6.2.2 - die gesetzliche Haft­
pflicht aus dem erlaubten privaten Besitz und der erlaubten privaten 
Verwendung von Flugmodellen 

- bis 5 kg Abfluggewicht, soweit sie mit Elektromotor oder ohne 
Motor betrieben werden,

- bis 1 kg Abfluggewicht, soweit sie mit Verbrennungsmotor oder 
Treibsätzen betrieben werden.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Schadensersatz­
ansprüche aufgrund von Verletzungen von Persönlichkeitsrechten 
oder vorsätzlichen Verstößen gegen gesetzliche Vorschriften.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Amtshaftpflichtversicherung 

- Stand 1. Juli 2023 -

1 Versicherbare Personen

Aufnahmefähig sind alle Beamten, Angestellten und Arbeiter des öf­
fentlichen Dienstes (d. h. des Bundes, der Länder, der Gemeinden, 
der kommunalen Verbände und sonstiger Körperschaften des öffentli­
chen Rechts) sowie Personen, die in einem vergleichbaren Dienstver­
hältnis stehen. 

Besteht zum Zeitpunkt der Antragstellung noch eine Privathaftpflicht­
versicherung bei einem anderen Versicherer, dann beginnt der Versi­
cherungsschutz für die Amtshaftpflicht bereits mit der Annahme des 
Antrags, die durch die Übersendung des Versicherungsscheins bestä­
tigt wird. Bis zu dem vereinbarten Versicherungsbeginn wird kein Bei­
trag erhoben. Eine Verlängerung der beitragsfreien Amtshaftpflichtver­
sicherung ist nicht möglich.

Kein Versicherungsschutz besteht für Ärzte aller Fachbereiche (auch 
Tierärzte). 

Scheidet der Versicherungsnehmer während der Dauer des Vertrags 
aus dem Dienst (z. B. infolge Pensionierung) aus, so erlischt damit 
die Amtshaftpflichtversicherung. Die Privathaftpflichtversicherung 
bleibt bestehen.

2 Versicherter Tätigkeitsbereich

Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers in seiner Eigenschaft als Angehöriger des öf­
fentlichen Dienstes sowie als Angehöriger der Bundeswehr (ausge­
nommen Wehrpflichtige) oder des Bundesgrenzschutzes 

- bei Ausübung seiner dienstlichen Verrichtung

- in der von ihm angegebenen dienstlichen/beruflichen Tätigkeit, 
nicht jedoch aus Nebenämtern und Nebenbeschäftigungen.

3 Versicherte Schadensarten

Die Versicherung umfasst Personenschäden (Tod, Verletzung oder 
Gesundheitsschädigung von Personen), Sachschäden (Vernichtung 
oder Beschädigung von Sachen) und sich daraus ergebende Vermö­
gensschäden. Für reine Vermögensschäden besteht kein Versiche­
rungsschutz.

4 Mitversichert 

4.1 sind - im Rahmen der AHB - Haftpflichtansprüche aus Schä­
den, für die der Versicherte aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe­
stimmungen öffentlich-rechtlichen Inhalts einzustehen hat; 

4.2 ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht des dienst­
lichen Vertreters des Versicherten, es sei denn der Vertreter ist 
selbst entsprechend versichert; 

4.3 sind - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - Haftpflichtansprüche we­
gen Schäden an fremden Sachen, die der Versicherungsneh­
mer in Ausübung seiner dienstlichen Tätigkeit an oder mit die­
sen Sachen (z. B. Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prü­
fung und dgl.) verursacht hat und aller sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Die Gesamtleistung für jedes Schadenser­
eignis ist auf 5.000 Euro begrenzt;

4.4 ist das Abhandenkommen von persönlichen Ausrüstungsgegen­
ständen, auch wenn diese auf eigene Kosten für den dienstli­
chen Gebrauch angeschafft wurden. 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen Abhan­
denkommens von Geld, Wertpapieren und Wertsachen.

Die Gesamtleistung ist für jedes Schadensereignis auf 
5.000 Euro begrenzt.

5 Nicht versichert 

5.1 sind Haftpflichtansprüche aus Schäden 

5.1.1 durch Halten von Tieren, soweit nicht besonders beantragt;

5.1.2 durch Jagdausübung, soweit nicht besonders beantragt; 

5.1.3 durch Schienenfahrzeuge;

5.1.4 durch Sprengungen und Entschärfen von Munition oder ande­
ren Explosionskörpern;

5.1.5 aus der Verwaltung von Grundstücken oder der Führung wirt­
schaftlicher Betriebe;  

5.1.6 aus der Betätigung im Flugsicherungsdienst oder Lotsen­
dienst;

5.1.7 infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brennbaren oder ex­
plosiblen Stoffen. 

5.2 ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Füh­
rers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs wegen Schäden, 
die durch den Gebrauch des Fahrzeugs (auch an dem Fahr­
zeug selbst) verursacht werden (Ausnahme: siehe Ziff. 7 - 
Dienstfahrzeugregress). 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die verur­
sacht werden durch den Gebrauch von 

5.2.1 Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterlie­
gen;

5.2.2 Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote, 
eigene Windsurfgeräte und eigene oder fremde Wassersport­
fahrzeuge mit Motoren - auch Hilfs- oder Außenbordmotoren - 
oder Treibsätzen.

6 Zusatzversicherung für Dienstschlüssel

Eingeschlossen ist in Ergänzung zu Ziff. 2 AHB und abweichend von  
Ziff. 7.6 AHB die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus dem Abhandenkommen von Schlüsseln und Schlüsselcodekar­
ten, die er im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit erhält. 

6.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für die notwendi­
ge Auswechslung von Schlössern sowie vorübergehende Siche­
rungsmaßnahmen (Notschloss) und - falls erforderlich - einen 
Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an 
welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.
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6.2 Ausgeschlossen von dieser Zusatzversicherung bleiben die Fol­
geschäden, die sich aus einem Schlüssel-/Codekartenverlust 
ergeben (z. B. Einbruch). 

7 Dienstfahrzeugregress

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus dem erlaubten oder angeordneten dienstlichen Gebrauch eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs des Dienstherrn, soweit kein ande­
rer Versicherer eintrittspflichtig ist.

Mitversichert sind auch Schäden an dem gebrauchten Fahrzeug 
selbst. Eine Beschädigung oder Zerstörung der Bereifung wird nur er­
setzt, wenn sie durch ein Ereignis erfolgt, das gleichzeitig auch ande­
re ersatzpflichtige Schäden an dem Fahrzeug verursacht hat. Ausge­
schlossen bleiben ferner Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden.

Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers ist, dass der 
Versicherungsnehmer nach beamten- oder arbeitsrechtlichen Bestim­
mungen vom Dienstherrn in Anspruch genommen wird. Vorsätzlich 
herbeigeführte Schäden bleiben vom Versicherungsschutz ausge­
schlossen.

Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Versicherungsnehmer beim Eintritt des Versicherungsfalls nicht die 
vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat, den Versicherungsfall infolge des 
Genusses alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel 
herbeigeführt hat, oder sich nach dem Versicherungsfall unerlaubt 
vom Unfallort entfernt hat (§ 142 StGB).

Die Höchstersatzleistung beträgt 50.000 Euro je Schadensereignis.

8 Besonderheiten bei Pfarrern

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Religionslehrer und Ar­
menpflegevorstand.

9 Besonderheiten bei Lehrern 

9.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 

9.1.1 der Erteilung von Experimentalunterricht (auch mit radioakti­
ven Stoffen);

9.1.2 der Leitung und/oder Beaufsichtigung von Schüler- oder Klas­
senreisen sowie Schulausflügen und damit verbundenen Auf­
enthalten in Herbergen und Heimen, auch bei vorübergehen­
dem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr. Auch bei Aus­
landsfällen erfolgt die Leistung in Euro; die Verpflichtung des 
Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro­
betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist.

9.1.3 der Erteilung von Nachhilfestunden;

9.1.4 der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist. 

9.2 Nicht versichert 

9.2.1 ist die Haftpflicht aus einer Forschungs- oder Gutachtertätig­
keit sowie Lehrtätigkeit im Ausland;

9.2.2 sind Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, bei de­
nen es sich um Dienstunfälle oder Versicherungsfälle der ge­
setzlichen Unfallversicherung im Betrieb, der Schule oder 
Dienststelle nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen 
oder des Sozialgesetzbuches VII handelt. Eingeschlossen ist 
jedoch die Haftpflicht wegen Personenschäden aus Versiche­
rungsfällen der gesetzlichen Unfallversicherung von Kindern, 
Schülern, Lernenden und Studierenden.

10 Besonderheiten bei staatlichen oder kommunalen Baube­
amten

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.14 (2) AHB - auch Haft­
pflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass durch Senkun­
gen eines Grundstücks (auch eines darauf errichteten Werks oder ei­
nes Teils eines solchen), Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder 
Erdrutschungen Sachschäden an einem Grundstück und/oder darauf 
befindlichen Gebäuden oder Anlagen entstehen, soweit es sich hier­
bei nicht um das Baugrundstück selbst handelt.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden am Bau­
werk, das Gegenstand der dienstlichen Tätigkeit des Versicherungs­
nehmers ist.

11 Besonderheiten bei Bundeswehr-, Polizei- und Zollangehö­
rigen 

Mitversichert ist 

11.1 die gesetzliche Haftpflicht aus dem dienstlichen Gebrauch von 
Schusswaffen;

11.2 in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und abweichend von Ziff. 7.6 
AHB, die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers ge­
genüber dem Dienstherrn aus dem Abhandenkommen 

(1) von fiskalischem Eigentum einschließlich Verwarnungs­
blocks nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten; 

(2) von persönlichen Ausrüstungsgegenständen gemäß Ziff. 
4.4.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Bauherrenhaftpflichtversicherung

- Stand 1. Januar 2015 -

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers als Bauherr (Neubauten, Umbau­
ten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) des im Antrag an­
gegebenen Objekts.

Versicherungsschutz wird geboten, wenn Planung, Bauleitung 
und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind.

Soweit gegen Zuschlag vereinbart, können versichert werden

- Eigenleistungen nach Ziff. 5;

- die Bauleitung durch den Versicherungsnehmer.

1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und Grund­
stücksbesitzer für das zu bebauende Grundstück und das zu er­
richtende Bauwerk.

2 Vertragsdauer

Die Versicherung endet mit Fertigstellung des Bauvorhabens, spätes­
tens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn. Abweichend von Ziff. 
16.2 AHB erfolgt keine automatische Vertragsverlängerung.

Für Fertighäuser bis zu einer Bausumme 500.000 Euro kann die Ver­
sicherungsdauer gegen Beitragsnachlass auf sechs Monate begrenzt 
werden.

3 Versicherungsleistungen

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während der Versiche­
rungsdauer beträgt das Doppelte der vereinbarten Deckungssum­
men.

4 Ausschlüsse

Nicht versichert ist die Haftpflicht 

4.1 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;

4.2 aus Tätigkeiten, die nicht dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind;

4.3 wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi­
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhän­
gern, Wasserfahrzeugen, Luftfahrzeugen verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer von Wasserfahrzeugen oder 
Luftfahrzeugen in Anspruch genommen werden. Eine Tätigkeit 
der genannten Personen an Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeugan­

hängern und Wasserfahrzeugen ist kein Gebrauch im Sinne die­
ser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besit­
zer der Fahrzeuge ist und wenn die Fahrzeuge hierbei nicht in 
Betrieb gesetzt werden. Besteht nach diesen Bestimmungen 
für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicher­
ten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. (Ausnahme siehe Ziff. 5.2);

4.4 wegen Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brenn­
baren oder explosiblen Stoffen.

 

5 Eigenleistungen 

Falls gegen Zahlung eines Zuschlags besonders vereinbart, gilt für 
die Mitversicherung der gesetzlichen Haftpflicht aus der Ausführung 
von Baueigenleistungen zusätzlich:

5.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs­
nehmers aus der Ausführung von Bauarbeiten oder eines Teils 
dieser Arbeiten in eigener Regie (auch Selbsthilfe am Bau).

5.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die 
im Rahmen der Eigenleistungen verursacht werden durch den 
Gebrauch von 

5.2.1 Kraftfahrzeugen mit einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 6 km/h;

5.2.2 selbst fahrenden Arbeitsmaschinen mit einer durch die Bauart 
bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 20 
km/h, soweit hierfür keine Versicherungspflicht besteht und 
dem Gebrauch kein gesetzliches Verbot entgegensteht. Für 
diese Fahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse nach Ziff. 3.1 
(2) und Ziff. 4.3 (1) AHB. Ausgeschlossen bleiben Schäden 
an dem Kraftfahrzeug oder der selbst fahrenden Arbeitsma­
schine selbst. 

5.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der von 
dem Bauherren (Versicherungsnehmer) im Zusammenhang mit 
Bauarbeiten an dem angegebenen Bauvorhaben eingesetzten 
Personen für Schäden, die sie in Ausführung dieser Verrichtun­
gen verursachen.

5.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä­
den, bei denen es sich um Versicherungsfälle der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Betrieb des Versicherungsnehmers  als 
Eigenbau-Unternehmer im Sinne der berufsgenossenschaftli­
chen Bestimmungen nach dem Sozialgesetzbuch VII handelt.
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle nach den beamten­
rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des 
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung

 - Stand 1. Juli 2023 -

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers als Besitzer (z. B. als Eigentümer, 
Nießbraucher, Pächter, Mieter) des/der im Versicherungs­
schein bezeichneten Objekts/Objekte. Hierzu zählen auch zuge­
hörige Nebengebäude, Garagen und Kfz-Stellplätze (einschl. 
Wallboxen), Gärten, Teiche und Gewässer.

Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben genann­
ten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Be­
leuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwe­
gen).

Wenn der Versicherungsnehmer oder dessen Ehepartner auf 
dem Grundstück einen Betrieb oder Beruf ausübt, besteht Versi­
cherungsschutz nur insoweit, wie das Haftpflichtrisiko aus dem 
Haus- und Grundbesitz nicht anderweitig (z. B. über eine Be­
triebshaftpflichtversicherung) versichert ist (siehe auch Ziff. 
2.3).

1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

1.2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Ab­
bruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausum­
me von 50.000 Euro je Bauvorhaben. Wenn dieser Betrag 
überschritten wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten 
dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 
4 AHB);

1.2.2 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel 
bestand;

1.2.3 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be­
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauf­
tragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass 
der Ausführung dieser Verrichtung erhoben werden;

1.2.4 der Zwangs- oder Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft.

2 Ausschlüsse

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

2.1 wegen Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brenn­
baren oder explosiblen Stoffen;

2.2 aus Personenschäden, bei denen es sich um Versicherungsfäl­
le der gesetzlichen Unfallversicherung im Betrieb des Versiche­
rungsnehmers nach dem Sozialgesetzbuch VII handelt; das 
Gleiche gilt für solche Dienstunfälle nach den beamtenrechtli­
chen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden;

2.3 aus Risiken, die nicht dem Haus- und Grundbesitz zuzurech­
nen sind, insbesondere aus der Ausübung eines Betriebs oder 
Berufs;

2.4 wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi­
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhän­
gern, Wasserfahrzeugen oder Luftfahrzeugen verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer von Wasserfahrzeugen 
oder Luftfahrzeugen in Anspruch genommen werden. 

Eine Tätigkeit der genannten Personen an Kraftfahrzeugen, 
Kraftfahrzeuganhängern und Wasserfahrzeugen ist kein Ge­
brauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso­
nen Halter oder Besitzer der Fahrzeuge ist und wenn die Fahr­
zeuge hierbei nicht in Betrieb gesetzt werden. Besteht nach die­
sen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsneh­
mer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
auch für die anderen Versicherten.

3 Wohnungseigentümergemeinschaften/Eigentumswohnun­
gen

3.1 Sofern es sich bei der Versicherungsnehmerin um eine Gemein­
schaft von Wohnungseigentümern im Sinne des Wohnungsei­
gentumsgesetzes handelt, gilt:

3.1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigen­
tum.

3.1.2 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des 
Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im 
Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft.

3.1.3 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.5 AHB in Verbin­
dung mit  Ziff. 27.1 AHB -

- Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen 
die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer;

- Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen 
den Verwalter;

- gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei 
Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemein­
schaft.

3.1.4 Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Son­
der- oder Teileigentum.

3.2 Sofern es sich beim Versicherungsnehmer um den Inhaber ei­
nes Teils einer Wohnungseigentumsanlage (z. B. Besitzer ei­
ner Eigentumswohnung) handelt, sind Haftpflichtansprüche der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen Beschädigung 
des Gemeinschaftseigentums mitversichert. Die Leistungs­
pflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil 
des Versicherungsnehmers an dem gemeinschaftlichen Eigen­
tum.

4 Häusliche Abwässer

Eingeschlossen sind - in Ergänzung zu Ziff. 7.14 (1) AHB - Haftpflicht­
ansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus dem Rück­
stau des Straßenkanals auftreten.



B
 A

H
 4

 (0
1.

07
.2

02
3)

 3
00

2A
V

A
10

6 
D

S
ei

te
 2

1 
vo

n 
30

 

5 Gewässerschäden

5.1 Versichert ist im Umfang des Vertrags, wobei Vermögensschä­
den wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haft­
pflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittel­
bare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemi­
schen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers ein­
schließlich des Grundwassers (Gewässerschaden) mit Ausnah­
me der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser 
gelagerten Stoffe. Versicherungsschutz hierfür wird ausschließ­
lich durch besonderen Vertrag gewährt (siehe aber Ziff. 5.3).

5.2 Die Höchstersatzleistung beträgt 5 Mio. Euro je Schadensereig­
nis und das Doppelte dieser Deckungssumme für alle Versiche­
rungsfälle eines Versicherungsjahres.

5.3 Abweichend von Ziff. 5.1 erstreckt sich der Versicherungs­
schutz auf die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Anlagen 
zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Behältnissen 
bis zu 20 Liter/Kilogramm Fassungsvermögen (Kleingebinde), 
sofern das Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Klein­
gebinde 200 Liter/Kilogramm nicht übersteigt, und aus der Ver­
wendung dieser Stoffe. Werden diese Mengen überschritten, 
so entfällt die Mitversicherung. Ziff. 3.1 (2) AHB und Ziff. 4 AHB 
finden keine Anwendung.

5.4 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Scha­

dens für geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie außerge­
richtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleis­
tung die Versicherungssumme nach Ziff. 5.2 nicht übersteigen. 
Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der 
AHB. Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Versi­
cherungssumme nach Ziff. 5.2 übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder 
Dritten zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht 
als Weisung des Versicherers.

5.5 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässer­
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche­
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver­
fügungen herbeigeführt haben.

5.6 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feind­
seligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik 
(in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundesland) 
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen hoher 
Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge­
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Gewässerschadenhaftpflichtversicherung

- Stand 1. Januar 2015 -

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers als In­
haber der im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen an­
gegebenen Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen 
Stoffen (Anlagenrisiko) und aus der Verwendung dieser gela­
gerten Stoffe für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Perso­
nen-, Sach- und Vermögensschäden) von Veränderungen der 
physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässer­
schaden).

1.2 Mitversichert ist auch die Haftpflicht aus Gewässerschäden, die 
dadurch entstehen, dass aus den versicherten Behältern ge­
wässerschädliche Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewäs­
ser gelangen.

1.3 Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungsnehmer 
durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuch­
tung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragt hat 
für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen in An­
spruch genommen werden.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä­
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei­
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers nach dem Sozialge­
setzbuch VII handelt.

1.4 Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen sowie 
im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden die AHB An­
wendung.

2 Versicherungsleistungen

Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantragten Einheitsde­
ckungssumme (gleichgültig, ob Personen-, Sach- oder Vermögens­
schäden) je Schadensereignis gewährt.

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs­
jahres (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) beträgt das Dop­
pelte dieser Einheitsdeckungssumme.

3 Ausschlüsse

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

3.1 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi­
cherten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von 
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnun­
gen oder Verfügungen herbeigeführt haben;

3.2 wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereig­
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un­
ruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik Deutschland oder 
in einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Natur­
kräfte ausgewirkt haben;

3.3 wegen Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brenn­
baren oder explosiblen Stoffen;

3.4 aus Tätigkeiten, die nicht dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind;

3.5 wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi­
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhän­
gern, Wasserfahrzeugen oder Luftfahrzeugen verursachen 
oder für die sie als Halter oder Besitzer von Wasserfahrzeugen 
oder Luftfahrzeugen in Anspruch genommen werden. Eine Tä­
tigkeit der genannten Personen an Kraftfahrzeugen, Kraftfahr­
zeuganhängern und Wasserfahrzeugen ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer der Fahrzeuge ist und wenn die Fahrzeuge hier­
bei nicht in Betrieb gesetzt werden. Besteht nach diesen Be­
stimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer 
oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
auch für die anderen Versicherten.

4 Rettungskosten

4.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Scha­
dens für geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie außer­
gerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleis­
tung die Einheitsdeckungssumme nicht übersteigen. Für Ge­
richts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der AHB.

4.2 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und au­
ßergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu erset­
zen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Einheitsde­
ckungssumme übersteigen. Eine Billigung des Versicherers 
von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritter zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Wei­
sung des Versicherers.

4.3 Rettungskosten entstehen bereits dann, wenn der Eintritt des 
Schadensereignisses ohne Einleitung von Rettungsmaßnah­
men als unvermeidbar angesehen werden durfte. Für die Erstat­
tung von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem 
Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) der Versi­
cherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten verpflichtet ist. Ret­
tungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederherstellung 
des Zustands von Grundstücks- und Gebäudeteilen - auch des 
Versicherungsnehmers -, wie er vor Beginn der Rettungsmaß­
nahmen bestand. Eintretende Wertverbesserungen oder Kos­
ten, die zur Erhaltung, Reparatur oder Erneuerung der Anlage 
selbst ohnehin entstanden wären, sind abzuziehen.

5 Vorsorgeversicherung

Die Bestimmungen der Ziff. 4 AHB finden keine Anwendung.
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6 Eigenschäden

Eingeschlossen sind abweichend von Ziff. 1 AHB - auch ohne dass 
ein Gewässerschaden droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen 
Sachen des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, 
dass die gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der An­
lage (nach Ziff. 1.1) ausgetreten sind. Der Versicherer ersetzt die Auf­
wendungen zur Wiederherstellung des Zustands, wie er vor Eintritt 

des Schadens bestand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu­
ziehen.  

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (nach Ziff. 1.1) 
selbst. Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 Euro 
selbst zu tragen.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Tierhalterhaftpflichtversicherung 

- Stand 1. Juli 2023 -

1 Gegenstand der Versicherung

Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers als Halter des/der im Antrag angegebenen 
Tieres/Tiere. Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus vom Versi­
cherungsnehmer gewollten Deckakten des Tieres. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh­
mers 

- als Tierhalter von Welpen bzw. Fohlen des versicherten Tieres 
bis zu einem Alter von 12 Monaten. Voraussetzung ist, dass 
sich die Tiere bis dahin im Besitz des Versicherungsnehmers 
befinden;

- aus dem privaten Gebrauch eigener oder fremder Fuhrwerke 
(z. B. Kutschen oder Schlitten);

- aus der privaten Teilnahme an Veranstaltungen (z. B.  Turnie­
re) einschließlich der Vorbereitung hierzu (Training); 

- aus Schäden beim Besuch einer Hundeschule sowie an Figu­
ranten (Scheinverbrechern);

- für Schäden aus der privaten und ehrenamtlichen Verwendung 
des versicherten Tieres zu therapeutischen Zwecken sowie als 
Rettungs- oder Suchhund.

2 Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

- des Tierhüters, sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist,

in der Tierhalterhaftpflichtversicherung für ein Reittier zusätzlich

- die gesetzliche Haftpflicht der Person, die mit dem Versiche­
rungsnehmer eine Reitbeteiligung vereinbart hat,

- die gesetzliche Haftpflicht des gelegentlichen Reiters,

soweit für diese Personen nicht anderweitig Versicherungsschutz be­
steht.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen gelten 
auch für die mitversicherten Personen.

Gegenseitige Ansprüche der versicherten Personen untereinander 
sind ausgeschlossen, soweit es sich um Angehörige nach Ziff. 7.5 (1) 
AHB handelt. Mitversichert sind jedoch gesetzliche Regressansprü­
che von Trägern der Sozialversicherung und Sozialhilfe, privaten 
Krankenversicherern, privaten und öffentlichen Arbeitgebern/Dienst­
herrn wegen Personenschäden.

3 Gemietete oder geliehene Sachen

3.1 Schäden an Immobilien und Einrichtungsgegenständen

Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung von Grundstücken, Wohnge­
bäuden, Wohnungen und sonstigen zu privaten Zwecken ge­
mieteten Räumen in Gebäuden (auch Stallungen/Zwinger) ein­
schließlich zugehöriger Ein- oder Anbauküchen, Balkone, Ter­
rassen und Loggien, Grundstücksbestandteilen und Einfriedun­
gen sowie aus allen sich daraus ergebenden Vermögensschä­
den. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden an vorü­
bergehend (auch kostenfrei) genutzten oder gemieteten im welt­
weiten Ausland gelegenen Zimmern (auch Schiffskabinen), 
Wohnungen, Häusern und ähnlichen Unterkünften sowie deren 
Einrichtung.

Bei möbliert gemieteten Wohneinheiten (z. B. Studentenwoh­
nungen, Ferienwohnungen und -häusern, Hotelzimmern und 
Schiffskabinen) ist die Beschädigung von beweglichen Einrich­
tungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Gardinen, Geschirr) mitver­
sichert.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden

- durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru­
chung,

- an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe­
reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,

- an Glas (auch Plexi- oder Kunststoffglas), soweit sich der 
Versicherungsnehmer hiergegen besonders versichern 
kann. 

3.2 Beschädigung, Vernichtung, Abhandenkommen von sonsti­
gen geliehenen und gemieteten beweglichen Sachen

Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung, der Vernichtung und dem Ab­
handenkommen von fremden beweglichen Sachen, die zu pri­
vaten Zwecken gemietet, geleast, gepachtet, geliehen wurden 
oder die Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages 
waren. Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
50.000 Euro.

Ausgenommen hiervon sind

- Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger 
Beanspruchung;

- Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge (auch selbst fahrende 
Arbeitsmaschinen) und Kfz-Anhänger;

- Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der versicherten 
Person dienen;

- Schmuck und Wertsachen, auch Geld,

sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Mitversichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht aus der von 
dem versicherten Tier verursachten Beschädigung von geliehe­
nen oder gemieteten Tiertransport-Anhängern, soweit der Scha­
den nicht beim Fahrbetrieb eingetreten ist.

4 Schadensereignisse im Ausland

4.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen im Ausland ein­
tretender Versicherungsfälle, wenn diese 

4.1.1 bei einem Auslandsaufenthalt in den EU-Staaten sowie der 
Schweiz, Norwegen, Island und Liechtenstein eingetreten 
sind oder

4.1.2 außerhalb der in Ziff. 4.1.1 genannten Staaten während der 
ersten fünf Jahre des Aufenthalts eingetreten sind. Die Höchs­
tersatzleistung ist auf 15 Mio. Euro je Schadensereignis be­
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grenzt. Die gleiche Begrenzung gilt für Schadensersatzansprü­
che, die vor ausländischen Gerichten außerhalb der in Ziff. 
4.1.1 genannten Staaten erhoben werden.

4.2 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflich­
tung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Eurobetrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen 
ist.

4.3 Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall 
durch behördliche Anordnung eine Kaution zur Sicherstellung 
von Leistungen aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hin­
terlegen, stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den 
erforderlichen Betrag bis zur Höhe von 250.000 Euro zur Verfü­
gung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leistende 
Schadensersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution höher als 
der zu leistende Schadensersatz, ist der Versicherungsnehmer 
verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das Gleiche 
gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durch­
setzung nicht versicherter Schadensersatzforderungen einbe­
halten wird oder die Kaution verfallen ist.

5 Gewässerschäden 

5.1 Versichert ist im Umfang des Vertrags, wobei Vermögensschä­
den wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haft­
pflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittel­
bare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemi­
schen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers ein­
schließlich des Grundwassers (Gewässerschaden) mit Ausnah­
me der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser 
gelagerten Stoffe (siehe aber Ziff. 5.3).

5.2 Die Höchstersatzleistung beträgt 5 Mio. Euro je Schadensereig­
nis.

5.3 Abweichend von Ziff. 5.1 erstreckt sich der Versicherungs­
schutz auch auf die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Anla­
gen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Behält­
nissen bis zu 100 Liter/Kilogramm Fassungsvermögen (Kleinge­
binde), sofern das Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen 
Kleingebinde 1.000 Liter/Kilogramm nicht übersteigt, und aus 
der Verwendung dieser Stoffe. Werden diese Mengen über­
schritten, so entfällt die Mitversicherung. Ziff. 3.1 (2) AHB (Erhö­
hung und Erweiterung des versicherten Risikos) und Ziff. 4 
AHB (Vorsorgeversicherung) finden keine Anwendung.

5.4 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Scha­
dens für geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie außerge­
richtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit 
übernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleis­
tung die Versicherungssumme nach Ziff. 5.2 nicht übersteigen. 
Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der 
AHB. Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Versi­
cherungssumme nach Ziff. 5.2 übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder 
Dritten zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht 
als Weisung des Versicherers.

5.5 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässer­
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche­
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver­
fügungen herbeigeführt haben.

5.6 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feind­
seligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik 
(in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundesland) 
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen hoher 

Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge­
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

6 Schadensersatz-Ausfalldeckung

6.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versiche­
rungsnehmer während der Vertragslaufzeit durch ein fremdes 
Tier geschädigt wird und die daraus resultieren-den berechtig­
ten zivilrechtlichen Schadensersatzansprüche nicht realisiert 
werden können. 

Mit der Ausfalldeckung wird der Versicherungsnehmer so ge­
stellt, als ob für den fremden Tierhalter (Dritter) Versicherungs­
schutz bestehen würde, dessen Versicherungsumfang der be­
stehenden Tierhalterhaftpflichtversicherung des Versicherungs­
nehmers entspricht. Der Versicherungsschutz für den Dritten 
geht dabei nicht über den Deckungsumfang für den Versiche­
rungsnehmer hinaus. Alle vertraglich für den Versicherungsneh­
mer geltenden Ausschlüsse finden für den Dritten daher sinnge­
mäß Anwendung.

Versichert sind weiterhin Schadensersatzansprüche wegen Per­
sonenschäden, die der Dritte durch sein Tier vorsätzlich herbei­
geführt hat. 

Die Höchstersatzleistung beträgt 15 Mio. Euro je Schadenser­
eignis.

Ein Schadensereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, 
Sach- oder Vermögensschaden zur Folge hatte und für deren 
Folgen der Dritte aufgrund gesetzlicher Bestimmungen privat­
rechtlichen Inhalts zum Schadensersatz verpflichtet ist.

6.2 Kein Versicherungsschutz besteht

6.2.1 bei Schäden unter 1.500 Euro oder

6.2.2 wenn der Dritte zum Zeitpunkt des Eintritts des Schadenser­
eignisses seinen festen Wohnsitz nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland hat oder

6.2.3 wenn und soweit ein anderer Versicherer leistungspflichtig ist, 
z. B. der Haftpflichtversicherer des Dritten oder Schadensver­
sicherer des Versicherungsnehmers oder 

6.2.4 wenn und soweit ein Sozialversicherungs-, Sozialhilfe- oder 
Versorgungsträger leistungspflichtig ist.

6.3 Voraussetzungen für den Versicherungsschutz:

6.3.1 Der Versicherungsnehmer muss gegen den Dritten einen 
rechtskräftigen und vollstreckbaren Titel (Urteil, Vollstre­
ckungsbescheid, gerichtlicher Vergleich) über mindestens 
1.500 Euro erwirkt haben. Gleichgestellt ist ein notarielles 
Schuldanerkenntnis mit Unterwerfungsklausel, aus der hervor­
geht, dass sich der Dritte persönlich der sofortigen Zwangs­
vollstreckung in sein gesamtes Vermögen unterwirft.
 
Übernommen werden auch die gesetzlichen Gebühren eines 
für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts und die 
sonstigen erforderlichen Kosten einer Rechtsverfolgung. Vo­
raussetzung ist, dass kein Versicherungsschutz aus einem an­
deren Versicherungsvertrag (z. B. Rechtsschutzversicherung) 
besteht. Ist der Schadensersatzanspruch nur teilweise berech­
tigt, werden auch die Rechtsverfolgungskosten nur anteilig 
übernommen. 

6.3.2 Der Versicherungsnehmer hat nachzuweisen, dass eine 
Zwangsvollstreckung fehlgeschlagen ist bzw. aussichtslos er­
scheint. Eine Zwangsvollstreckung ist fehlgeschlagen, wenn 
sie nicht zu einer vollständigen Befriedigung des Versiche­
rungsnehmers geführt hat. Sie erscheint als aussichtslos, 
wenn der Dritte z. B. innerhalb der letzten 3 Jahre die eides­
stattliche Versicherung abgegeben hat bzw. in dem beim Voll­
streckungsgericht geführten Schuldnerverzeichnis eingetra­
gen ist.

6.3.3 Der Versicherungsnehmer hat den Schaden dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen, sobald erkennbar ist, dass der 
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Schädiger seiner Schadensersatzverpflichtung nicht nachkom­
men wird, spätestens zum Zeitpunkt der gerichtlichen Geltend­
machung. Er ist verpflichtet, wahrheitsgemäße und ausführli­
che Auskünfte zu dem Haftpflichtschaden zu erteilen und den 
Versicherer über den gesamten Schriftwechsel zu informieren 
sowie diesen auf Verlangen zu übergeben. Bei der Verlet­
zung dieser Verpflichtung gilt Ziff. 26 AHB entsprechend.

6.3.4 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, seine Ansprüche ge­
gen den Dritten in Höhe der von dem Versicherer erbrachten 

Entschädigungsleistung an diesen in notarieller Form abzutre­
ten und den Titel bzw. das notarielle Schuldanerkenntnis he­
rauszugeben.

6.4 Der Dritte kann aus diesem Vertrag keine Rechte herleiten.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Wassersporthaftpflichtversicherung

- Stand 1. Juli 2023 -

1 Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers aus Halten, Besitz und Gebrauch 
des im Antrag näher bezeichneten Wassersportfahrzeugs, das 
ausschließlich zu privaten Zwecken - ohne Berufsbesatzung - 
benutzt wird.
 
Vermietung (auch gelegentlich) gilt nicht als Benutzung zu pri­
vaten Zwecken. 

1.2 Mitversichert ist 

1.2.1 die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verantwortlichen 
Führers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeugs berech­
tigten Personen;

1.2.2 die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläu­
fern und Schirmdrachenfliegern;

1.2.3 - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
aus der Beschädigung von geliehenen oder gemieteten Boots­
anhängern (Trailer, Slipwagen), soweit der Schaden nicht 
beim Fahrbetrieb eingetreten ist.

2 Ausschlüsse

Nicht versichert ist

2.1 die persönliche Haftpflicht des Wasserskiläufers und des 
Schirmdrachenfliegers;

2.2 die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung an 
Motorbootrennen oder bei den damit in Zusammenhang stehen­
den Übungsfahrten ereignen;

2.3 die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Füh­
rers von Kraft- oder Luftfahrzeugen wegen Schäden, die durch 
den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden.

Mitversichert sind jedoch Ansprüche wegen Schäden aus Be­
sitz, Halten und Gebrauch von Anhängern (Trailer, Slipwagen), 
die nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung (StVZO) und des Pflichtversicherungsgesetzes 
(PflVG) nicht der Zulassungs- und/oder Versicherungspflicht un­
terliegen. Der Versicherungsschutz hierfür gilt subsidiär. Sonsti­
ge Haftpflichtversicherungen sind vorleistungspflichtig;

2.4 die Haftpflicht wegen Schäden infolge vorschriftswidrigen Um­
gangs mit brennbaren oder explosiblen Stoffen.

3 Führerscheinklausel

Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem berechtigten Führer ge­
braucht werden. Berechtigter Führer ist, wer das Wassersportfahr­
zeug mit Wissen und Wollen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Wassersportfahrzeug nicht von einem unberechtigten Führer ge­
braucht wird.

Der Führer des Wassersportfahrzeugs darf dieses nur mit der erfor­
derlichen behördlichen Erlaubnis benutzen. Der Versicherungsneh­
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug 
nicht von einem Führer benutzt wird, der nicht die erforderliche be­
hördliche Erlaubnis hat.

4 Auslandsschäden

4.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetz­
liche Haftpflicht aus Schadensereignissen in der ganzen Welt, 
sofern das Wasserfahrzeug nicht im Ausland registriert ist und 
nicht dauerhaft im Ausland gebraucht oder aufbewahrt wird. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen ausschließlich in 
Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt 
als erfüllt, in dem der Eurobetrag bei einem inländischen Geldin­
stitut angewiesen ist.

Für Schadensfälle, die sich außerhalb der EU-Staaten sowie 
der Schweiz, Norwegens, Islands und Liechtensteins ereignen, 
ist die Höchstersatzleistung auf 5 Mio. Euro je Schadensereig­
nis begrenzt.

4.2 Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines Wassersport­
fahrzeugs in einem ausländischen Hafen ist die etwa erforderli­
che Sicherheitsleistung oder Hinterlegung ausschließlich Sa­
che des Versicherungsnehmers.

5 Gewässerschäden

5.1 Versichert ist im Umfang des Vertrags, wobei Vermögensschä­
den wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haft­
pflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittel­
bare Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemi­
schen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers ein­
schließlich des Grundwassers (Gewässerschaden), mit Ausnah­
me von Gewässerschäden 

5.1.1 durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädlichen 
Stoffen in Gewässer oder durch sonstiges bewusstes Einwir­
ken auf Gewässer. Dies gilt auch, wenn die Einleitung oder 
Einwirkung zur Rettung anderer Rechtsgüter geboten ist;

5.1.2 durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von Öl oder 
anderen Flüssigkeiten aus Tankverschlüssen, Betankungsan­
lagen oder aus maschinellen Einrichtungen des Schiffes.

5.2 Die Höchstersatzleistung beträgt 5 Mio. Euro je Schadensereig­
nis.

5.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässer­
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche­
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver­
fügungen herbeigeführt haben.
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5.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feind­
seligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik 
(in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundesland) 
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher 
Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge­
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.
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Debeka
Allgemeine Versicherung AG

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR)
zur Jagdhaftpflichtversicherung 

- Stand 1. Januar 2015 -

1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist - im Rahmen der AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers aus erlaubter jagdlicher Betäti­
gung, soweit es sich um eine unmittelbar oder mittelbar mit der 
Jagd in Verbindung stehenden Tätigkeit oder Unterlassung han­
delt.

Der Versicherungsschutz für die Jagdausübung mit der Waffe 
setzt den Besitz eines gültigen Jagdscheins voraus.

1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

1.2.1 aus dem erlaubten Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, 
Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, 
auch außerhalb der Jagd (z. B. aus der Aufbewahrung, beim 
Gewehrreinigen, bei Teilnahme an Übungs- und Preisschie­
ßen, beim nichtgewerbsmäßigen Wiederladen von Munition), 
nicht jedoch zu strafbaren Handlungen;

1.2.2 aus fahrlässigem Überschreiten des besonderen Waffenge­
brauchsrechts der Forst- und Jagdschutzberechtigten, des 
Notwehrrechts sowie aus vermeintlicher Notwehr in der versi­
cherten Eigenschaft;

1.2.3 aus fahrlässigem Überschreiten der den Jagdschutzberechtig­
ten durch Gesetz gegebenen Befugnis zum Abschießen wil­
dernder Hunde und Katzen;

1.2.4 aus Halten und Führen (auch Abrichten und Ausbilden) von 
höchstens zwei anerkannten Jagdgebrauchshunden, auch au­
ßerhalb der Jagd. Sind mehr als zwei Hunde - eigene und 
fremde - vorhanden, ist nur die gesetzliche Haftpflicht für die 
beiden am längsten im Besitz des Versicherungsnehmers be­
findlichen Hunde versichert. Schäden an fremden Hunden, 
die sich zum Führen, Ausbilden, Abrichten, zur Aufbewahrung 
oder aus sonstigen Gründen in der Obhut des Versicherungs­
nehmers befinden, sind nicht mitversichert. Mitversichert ist 
die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, sofern er nicht gewerbs­
mäßig tätig ist;

1.2.5 als Eigentümer, Halter oder Führer von Wasserfahrzeugen, 
nicht jedoch Motorbooten, mit Hilfsmotor versehenen Fahrzeu­
gen jeder Art sowie Segelbooten;

1.2.6 als Dienstherr der im Jagdbetrieb beschäftigten Personen 
(z. B. Berufsjäger, Jagdaufseher oder Treiber) sowie die per­
sönliche gesetzliche Haftpflicht

1.2.6.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des Jagdbetriebs oder eines Teils desselben angestellt hat, 
in dieser Eigenschaft, ausgenommen Jagdscheininhaber 
und Tätigkeiten, für die der Besitz eines Jagdscheins gesetz­
lich vorgeschrieben ist;

1.2.6.2 sämtlicher übrigen im Jagdbetrieb beschäftigten Personen 
für Schäden, die sie in Ausübung ihrer dienstlichen Verrich­
tungen für den Versicherungsnehmer verursachen;

1.2.7 aus dem erlaubten Bejagen und Erlegen von Tieren, die nicht 
dem Jagdrecht unterliegen (z. B. Gehegewild, entlaufende 

Rinder, Biber, Bisam usw.) sowie von Kaninchen, Tauben und 
dergleichen in befriedeten Bezirken.

2 Ausschlüsse

Nicht versichert ist die Haftpflicht

2.1 aus Wildschäden;

2.2 wegen Schäden an fremden Sachen, soweit sie unter Ziff. 7.6 
AHB fallen;

2.3 aus im Ausland vorkommenden Schadensereignissen (Ausnah­
me Ziff. 5);

2.4 aus Schadensfällen von Angehörigen des Versicherungsneh­
mers;

2.5 des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugs - soweit nicht unter Ziff. 1.2.5 auf­
geführt - wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahr­
zeugs verursacht werden;

2.6 Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich 
um Versicherungsfälle der gesetzlichen Unfallversicherung 
nach dem Sozialgesetzbuch VII (SGB VII) handelt. Das Gleiche 
gilt für solche Dienstunfälle nach den beamtenrechtlichen Vor­
schriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehöri­
gen derselben Dienststelle zugefügt werden.

3 Jagdhaftpflicht ausländischer Jäger

Die Versicherung ausländischer Jäger erstreckt sich nur auf gesetzli­
che Haftpflichtansprüche nach deutschem Recht und auf Haft­
pflichtstreitigkeiten vor deutschen Gerichten.

4 Vertragsfortsetzung bei Tod des Versicherungsnehmers

Für die Erben des Versicherungsnehmers besteht der bedingungsge­
mäße Versicherungsschutz im Falle des Todes des Versicherungs­
nehmers bis zum Ende der laufenden Versicherungsperiode fort.

Ausgenommen sind Tätigkeiten, für die der Besitz eines Jagdscheins 
gesetzlich vorgeschrieben ist.

5 Auslandsschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht aus im angrenzenden Ausland vorkommenden Schadens­
ereignissen, soweit die Jagd im Inland ausgeübt wurde. Das gilt auch 
für die Inanspruchnahme als Halter von Jagdhunden.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflichtung 
des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Eurobe­
trag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist.
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Wichtiger Hinweis!

Soweit im Gastland Versicherungspflicht gegen Haftpflichtschäden be­
steht, werden die jeweils geltenden Bestimmungen durch den deut­
schen Versicherungsschutz in der Regel nicht erfüllt. 


